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Erwerbes ist nach den Vorschriften des Staates zu beurteilen, der für die Besteuerung des 

Erwerbes zuständig ist. Der Ort des innergemeinschaftlichen Erwerbs richtet sich nach 

Art. 3 Abs. 8 UStG 1994 (siehe Rz 3776 bis Rz 3805). Es genügt, wenn der Erwerb im 

anderen Mitgliedstaat steuerbar ist, Steuerpflicht ist nicht erforderlich. Den Nachweis der 

Erwerbsteuerbarkeit erbringt der Unternehmer durch die UID des Abnehmers. Damit gibt 

dieser zu erkennen, dass er im anderen Mitgliedstaat der Erwerbsbesteuerung unterliegt. Ob 

dieser die Erwerbsbesteuerung tatsächlich durchführt, braucht nicht nachgewiesen werden. 

Innergemeinschaftliche Lieferungen in deutsche Freihäfen können beim Vorliegen aller 

sonstigen Voraussetzungen und Bekanntgabe einer deutschen UID steuerfrei bleiben, da 

nach § 1a Abs. 1 Z 1 dUStG ein innergemeinschaftlicher Erwerb auch dann vorliegt, wenn ein 

Gegenstand aus dem übrigen Gemeinschaftsgebiet in die in § 1 Abs. 3 dUStG bezeichneten 

Zollfreigebiete (Freihäfen ua.) gelangt. Der Umstand, dass in deutschen Freihäfen eine 

Erwerbsbesteuerung nicht generell vorgenommen wird, steht dieser Beurteilung nicht 

entgegen. 

Zur Sonderstellung deutscher Freihäfen siehe auch Rz 147. 

Randzahlen 3994 bis 4000: derzeit frei. 

107.2. Innergemeinschaftliches Verbringen 

4001 

Als innergemeinschaftliche Lieferung gilt auch das unternehmensinterne Verbringen eines 

Gegenstandes. Voraussetzung ist, dass es sich um einen nach Art. 3 Abs. 1 Z 1 UStG 1994 

einer Lieferung gleichgestellten Vorgang handelt. Ein Verbringen zur bloß vorübergehenden 

Verwendung erfüllt nicht den Tatbestand der (fiktiven) Lieferung. 

Randzahlen 4002 bis 4005: derzeit frei. 

107.3. Nachweispflichten 

4006 

Die Voraussetzungen der (steuerfreien) innergemeinschaftlichen Lieferung müssen vom 

Unternehmer buchmäßig nachgewiesen werden. Wie der Unternehmer den Nachweis der 

Beförderung oder Versendung und den Buchnachweis zu führen hat, regelt die Verordnung 

des BMF über den Nachweis der Beförderung oder Versendung und den Buchnachweis bei 

innergemeinschaftlichen Lieferungen, BGBl. Nr. 401/1996. 

Ein Muster, das der Unternehmer zum Nachweis der Beförderung bei 

innergemeinschaftlichen Lieferungen (§ 2 Z 3 der VO BGBl. Nr. 401/1996 idgF) verwenden 

http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=V&id=5022600&ida=NachweisderBef%f6rderu&gueltig=APPDAT&hz_id=5022600&dz_VonParagraf=2&dz_VonZiffer=3
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kann, findet sich im Anhang 5 (Verbringungserklärung) bzw. im Anhang 6 

(Empfangsbestätigung). 

Sind die im Rahmen einer Betriebsprüfung vorgelegten Beförderungsnachweise iSd § 2 der 

VO, BGBl. Nr. 401/1996, mangelhaft (zB Fehlen der original unterschriebenen 

Empfangsbestätigung des Abnehmers oder seines Beauftragten bzw. – in Abholfällen – 

Fehlen einer original unterschriebenen Erklärung des dass er den Gegenstand in das übrige 

Gemeinschaftsgebiet befördern wird), so ist die Steuerfreiheit zu versagen. Eine 

nachträgliche Sanierung dieses Mangels ist, anders als in den Fällen des mangelhaften 

Buchnachweises (siehe Rz 4008), nicht möglich. 

Der Nachweis der amtlichen Zulassung oder Registrierung des Fahrzeuges in einem anderen 

Mitgliedstaat ersetzt nur bei der Lieferung neuer Fahrzeuge bei Privaten den Nachweis der 

Beförderung oder Versendung in das übrige Gemeinschaftsgebiet (siehe Rz 4009). Für KFZ-

Lieferungen im Unternehmensbereich ist eine derartige Vereinfachungsregelung nicht 

vorgesehen. 

Auch eine eidesstattliche Erklärung einer Begleitperson kann den Beförderungsnachweis iSd 

§ 2 der VO, BGBl. Nr. 401/1996, nicht ersetzen. 

Eine vollständig und ordnungsgemäß erstellte Spediteurbescheinigung (allenfalls auch mit 

entsprechend genehmigtem Unterschriftsstempel bzw. maschinellem Unterschriftsausdruck) 

gilt auch bei innergemeinschaftlichen Lieferungen als Versendungsbeleg. Näheres zur 

Spediteurbescheinigung siehe auch Rz 1083. 

4007 

Der in den §§ 6 bis 8 der VO des BMF, BGBl. Nr. 401/1996 normierten Aufzeichnungspflicht 

für den Buchnachweis wird auch dann entsprochen, wenn in den Aufzeichnungen auf Belege 

hingewiesen wird, in denen die für den Buchnachweis weiters vorgeschriebenen Angaben 

enthalten sind (zB Hinweis auf die Rechnung hinsichtlich der zum Abnehmer 

aufzuzeichnenden Umstände; Hinweis auf den Lieferschein hinsichtlich des Tages der 

Lieferung und des Bestimmungsortes im Gemeinschaftsgebiet, usw.). 

4008 

Die für den buchmäßigen Nachweis erforderlichen Aufzeichnungen sind grundsätzlich 

unmittelbar nach Ausführung des Umsatzes vorzunehmen; dies schließt aber nicht aus, dass 

Angaben berichtigt oder ergänzt werden können (zB um die im Zeitpunkt der Lieferung noch 

nicht bekannte UID), sofern diese Berichtigung oder Ergänzung vor einer Betriebsprüfung 

oder Umsatzsteuernachschau gemacht wird. Dem Unternehmer ist jedoch nach Beginn einer 

Umsatzsteuernachschau oder einer Betriebsprüfung unter Setzung einer Nachfrist von ca. 
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einem Monat die Möglichkeit einzuräumen, einzelne fehlende Teile des buchmäßigen 

Nachweises nachzubringen (siehe Rz 2584). 

Die Angabe der UID des Abnehmers ist gemäß § 5 der VO des BMF, BGBl. Nr. 401/1996, 

Bestandteil des Buchnachweises. 

4009 

Bei der Lieferung neuer Fahrzeuge wird der Nachweis der Beförderung oder Versendung in 

das übrige Gemeinschaftsgebiet bei Privaten als erbracht anzusehen sein, wenn 

nachgewiesen wird, dass das Fahrzeug in einem anderen Mitgliedstaat amtlich zugelassen 

oder registriert worden ist. Damit wird auch die Erwerbsteuerbarkeit nachgewiesen, da in 

diesen Fällen der andere Mitgliedstaat die Möglichkeit gehabt hat, anlässlich der 

Zulassung/Registrierung die Erwerbsbesteuerung vorzunehmen. Ebenso wird der Nachweis 

der Beförderung oder Versendung als erbracht anzusehen sein, wenn der Abnehmer die 

Erwerbsbesteuerung nachweist. Erfolgt der Kauf bzw. Fahrzeugexport durch eine Person mit 

Wohnsitz im Inland, wird es der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns entsprechen, 

Erkundigungen dahingehend einzuholen, wo das Fahrzeug dauerhaft verwendet wird und 

dies entsprechend aufzuzeichnen. 

4010 

Bei der Lieferung von Fahrzeugen im Sinne des § 2 des Normverbrauchsabgabegesetzes, 

BGBl. Nr. 695/1991, ist als weiterer Nachweis, dass das Fahrzeug in das übrige 

Gemeinschaftsgebiet befördert oder versendet wird, die Sperre des Fahrzeuges in der 

Genehmigungsdatenbank nach § 30a KFG 1967 erforderlich. 

Der Nachweis wird erbracht: 

 im Falle der Lieferung durch einen befugten Fahrzeughändler durch einen unmittelbar im 

Anschluss an die Lieferung über FinanzOnline erstellten Ausdruck, aus dem die Sperre in 

der Genehmigungsdatenbank ersichtlich ist; ist eine Sperre über FinanzOnline aus 

technischen Gründen vorübergehend nicht möglich, kann der Nachweis wie bei der 

Lieferung durch einen nicht befugten Fahrzeughändler erbracht werden (vgl. nächster 

Punkt), 

 im Falle der Lieferung durch einen nicht befugten Fahrzeughändler durch  

 eine Ausfertigung eines mit dem Eingangsvermerk versehenen Exemplars des 

Formulars NOVA 2, mit dem die Vergütung der NoVA im Finanzamt beantragt wurde, 

oder 

http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1040300&ida=NoVAG1991&gueltig=APPDAT&hz_id=1040300&dz_VonParagraf=2
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1033100&ida=KFG1967&gueltig=APPDAT&hz_id=1033100&dz_VonParagraf=30a



